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Berlin. Dem Bundesverfassungsgericht (BVerfG) kommt eine zentrale 

Funktion für die Sicherung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 

zu. Im Widerspruch zur großen Bedeutung des BVerfG steht seine 

schwache Absicherung im Grundgesetz. Das Gericht ist weder gegen 

Blockaden durch parlamentarische Minderheiten noch gegen zielgerichtete 

gesetzliche Eingriffe einfacher Mehrheiten geschützt. Dass es in der 

Geschichte der Bundesrepublik noch nie zu einer Aushebelung des BVerfG 

gekommen ist, beruht allein auf dem politisch-gesellschaftlichen Konsens 

der vergangenen Jahrzehnte. Die Rechtsstaatskrisen in europäischen 

Nachbarstaaten haben uns vor Augen geführt, dass dies nicht so bleiben 

muss. 

  

Es ist an der Zeit, die Verfassungsgerichte in Bund und Ländern auch 

verfassungsrechtlich gegen Blockaden abzusichern und besser vor 

zielgerichteten Eingriffen zu schützen. Der Schutz einer unabhängigen 

Justiz in Bund und Ländern ist ein gesamtgesellschaftliches Ziel, das über 

parteipolitischen Erwägungen stehen muss. In den vergangenen Wochen 

sind Millionen von Menschen für den demokratischen und freiheitlichen 

Rechtsstaat auf die Straße gegangen. Diese Menschen erwarten zu Recht, 

dass die Errungenschaften unseres Rechts- und Verfassungsstaates auch 

langfristig sichergestellt werden. 

  

Die unterzeichnenden juristischen Berufsorganisationen fordern alle 

demokratischen Parteien auf, die Gespräche über ein höheres 

Schutzniveau für das BVerfG zum Wohle der freiheitlich-demokratischen 

Grundordnung fortzusetzen und gemeinsam zu einer Lösung zu gelangen. 

Ein besserer Schutz der Verfassungsgerichte kann aber nur ein erster 

Schritt sein, um den Rechtsstaat wehrhafter gegen Extremisten 

aufzustellen. Es braucht daneben jetzt politische Initiativen in den 

Bundesländern, um die Dritte Staatsgewalt insgesamt bestmöglich gegen 

gezielte Eingriffe in ihre Unabhängigkeit abzusichern und sie als Bollwerk 

der Demokratie zu stärken. Die Beispiele Polens oder Ungarns zeigen, wie 

schnell selbst vermeintlich stabile Rechtsstaaten kippen können. 
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Der Deutsche Richterbund ist mit mehr als 17.500 Mitgliedern (bei mehr als 25.000 

Richtern und Staatsanwälten insgesamt) der mit Abstand größte Berufsverband der 

Richterinnen und Richter, Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in Deutschland. 

https://www.drb.de/
https://anwaltverein.de/de/
https://djt.de/
https://www.djb.de/

